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Von Jürg Rohrer

Zürich – Neben dem Bahnhof Tiefen-
brunnen wollen die SBB ein 135 Meter 
langes und teilweise viergeschossiges 
Geschäftshaus bauen. Der Stadtrat hat es 
bewilligt, doch das Baurekursgericht 
hiess im vergangenen März Einsprachen 
von Anwohnern gut und verlangt eine 
Verkleinerung des Attikageschosses. Wi-
derstand gegen das SBB-Projekt leistet 
auch Urs Frey, der Präsident des Quar-
tiervereins Riesbach. Seine Einzelinitia-
tive vom März 2012 verlangt für das SBB-
Areal einen Gestaltungsplan, damit die 
Erschliessung und die Gestaltung höchs-
ten Ansprüchen genügt. Der Gemeinde-
rat gab der Initiative mit 78 Stimmen 
einst die vorläufige Unterstützung, doch 
der Stadtrat lehnt sie ab, unter anderem 
weil der Gestaltungsplan auch eine Ko-
ordination mit dem Hafen Tiefenbrun-
nen und dem Kibag-Areal verlangt, wo 
sich noch nichts Konkretes tut. Auch 
hält der Stadtrat die geltende Bauord-
nung für ausreichend und will die SBB 
nicht mit verschärften Anforderungen 
benachteiligen.

Gestern im Rathaus stellte sich die 
Mehrheit des Gemeinderats gegen den 
Stadtrat und bestand auf einem Gestal-
tungsplan für das SBB-Areal Tiefenbrun-
nen. SP, Grüne, AL und CVP betonten 
die besondere Bedeutung dieses Ortes 
als Tor zur Stadt, die eine sorgfältigere 
und umfassendere Planung erfordere, 
als sie bisher geleistet worden sei – ob-
wohl doch das Leitbild Seebecken oder 
der Masterplan Marina genau das ver-

langten, was der Gestaltungsplan wolle, 
was aber im vorliegenden Projekt nicht 
erfüllt sei. Auch gelte es, das Quartier 
ernst zu nehmen, denn hinter der Einzel-
initiative stehe der Quartierverein Ries-
bach. Joe Manser (SP) stellte in Aussicht, 
dass die Baubewilligung wohl nie rechts-
kräftig werde, weshalb es richtig sei, für 
die weitere Planung Vorgaben zu ma-
chen. Hochbauvorsteher André Oder-
matt (SP) betonte mehrmals, der Ge-
meinderat verlange mit der Gestaltungs-
planpflicht etwas rechtlich Unmögli-
ches. Diese Pflicht wäre nur möglich bei 

erheblichen Mängeln der Bauordnung, 
doch diese gebe es nicht, was auch vom 
Baurekursgericht bestätigt worden sei.  
Der Gemeinderat stehe in der Verant-
wortung, das Recht einzuhalten.

Grünliberale, FDP und SVP unter-
stützten den Stadtrat. Es gehe nicht an, 
einen Bauherrn mit politischen Mitteln 
zu behindern, der die geltende Bauord-
nung respektiere und eine Baubewilli-
gung habe. Was die Mehrheit fordere, 
bringe bloss Papierkrieg und Zeitver-
lust. Es nützte nichts: Mit 65 gegen 
52 Stimmen siegte die Einzelinitiative. 

Politischer Prellbock 
für die SBB-Überbauung
Der Zürcher Gemeinderat will einen Gestaltungsplan für das Tiefenbrunnenareal.

Die psychiatrische Klinik 
Schlosstal in Winterthur  
soll ausgebaut werden.  
Embrach hat das Nachsehen.

Von Susanne Anderegg

Winterthur – Die psychiatrische Versor-
gung im nördlichen Teil des Kantons hat 
sich in den vergangenen Jahren stark 
verändert. Zuerst wurde die Inselklinik 
geschlossen, und in Rheinau verblieb 
nur die forensische Psychiatrie. Die Kli-
nik Hard in Embrach wurde organisato-
risch zur Integrierten Psychiatrie Win-
terthur (IPW) geschlagen, zu der neben 
zahlreichen ambulanten Angeboten und 
Tageskliniken auch die Klinik Schlosstal 
gehört. Dort werden Menschen jeden Al-
ters und mit verschiedenen psychiatri-
schen Erkrankungen stationär behan-
delt. Das Schlosstal verfügt insgesamt 
über 140 Betten, in der Klinik Hard be-
treibt die IPW derzeit noch 70 Betten. 
Ein Grossteil der Klinikanlage in Em-
brach wurde bereits umgenutzt, der 
Krankenheimverband Zürcher Unter-
land betreibt dort ein Pflegezentrum.

Nun will der Kanton auch die verblie-
benen vier Akutstationen schliessen, 

wie IPW-Direktor Hans-Peter Conrad 
gestern an einer Medienkonferenz sagte. 
In Winterthur soll ein Neubau mit 96 Bet-
ten entstehen – voraussichtlich bis 2019. 
Der Regierungsrat hat einen Kredit für 
eine Vorstudie bewilligt. Die Baukosten 
von rund 50 Millionen Franken müssen 
vom Kantonsrat bewilligt werden.

Laut Conrad ist der heutige Klinikbe-
trieb an zwei Standorten teuer. Es 
braucht zum Beispiel zwei Notfall- und 
Sicherheitsdienste rund um die Uhr. Zu-
dem sei es schwierig, einheitliche Quali-
tätsstandards zu implementieren. Ein 
Neubau erscheint auch sinnvoll, weil die 
Gebäude in der Hard komplett renoviert 
werden müssten. Sie stammen aus den 
70er-Jahren.

Die geplante leichte Erhöhung der 
Bettenzahl ist laut dem ärztlichen Direk-
tor Andreas Andreae angezeigt, da die 
Bettenbelegung aktuell bei hohen 98 Pro-
zent liegt. Von den Patienten, die 2013 in 
der IPW behandelt wurden, litten mit 
Abstand die meisten unter Depressio-
nen oder Angststörungen. Depressive 
Patienten mussten vermehrt hospitali-
siert werden, bei denjenigen mit Angst-
störungen stieg dagegen der Anteil am-
bulanter Behandlungen. Insgesamt 
zählte die IPW letztes Jahr 2560 statio-
näre Patientinnen und Patienten.

Kanton will Klinik Hard schliessen

Ein junger Mann muss  
nicht hinter Gitter, sondern 
erhält eine Entschädigung.

Von Stefan Hohler

Zürich – Das Bezirksgericht Zürich hat 
einen jungen Mann vom Vorwurf der 
Vergewaltigung freigesprochen (TA von 
gestern). Er erhält eine Entschädigung 
von 30 000 Franken, da er seit über 
einem halben Jahr in Haft ist.

Der verheiratete Mann und die junge 
Frau – beide aus dem Balkan – hatten 
sich im letzten Jahr verliebt. Bei einem 
der vielen Treffen kam es laut Anklage-
schrift nach Zärtlichkeiten zur Vergewal-
tigung. Die Frau sagte, dass sie nicht ge-
wusst habe, dass der Mann schon verhei-
ratet sei. Sex habe sie immer abgelehnt, 
da sie noch Jungfrau gewesen sei und 
dies bis zu ihrer Ehe habe bleiben wol-
len. Der Mann dagegen behauptete, dass 
er der Frau schon am Anfang der Bezie-
hung gesagt habe, dass er verheiratet 
sei. Der Geschlechtsverkehr in seiner 
Wohnung sei einvernehmlich gewesen. 
Zum Streit sei es erst gekommen, als er 

der Frau gesagt habe, dass eine Schei-
dung für ihn nicht infrage komme.

Widersprüchlich und vage
Für das Gericht waren die Aussagen der 
Frau widersprüchlich und vage. So habe 
sie das Kerngeschehen – die Vergewalti-
gung – stereotyp und ungenau umschrie-
ben. Bei der zweiten Einvernahme habe 
sie zudem eine neue Vorgeschichte hin-
zugefügt. Die Zwangsausübung beim Ge-
schlechtsverkehr sei erst nach Nachfra-
gen erwähnt worden. Auch bezüglich 
der Vergewaltigungsdauer waren die 
Aussagen der Frau ungenau. Einmal 
sagte sie, dass sie den Mann von sich ge-
stossen habe, als er in sie eingedrungen 
war. Das andere Mal dauerte die Verge-
waltigung fünf Minuten. Weiter waren 
für das Gericht die Aussagen zum geleis-
teten Widerstand und wie es zum Tref-
fen in der Wohnung des Mannes gekom-
men war, widersprüchlich.

Die Staatsanwältin hatte fünf Jahre 
gefordert. Der Strafantrag war nicht zu-
letzt so hoch, weil die Geschädigte noch 
unberührt war. Der Verteidiger des Man-
nes hatte einen vollständigen Freispruch 
verlangt. 

Freispruch im Vergewaltigungsfall

Für Anwohner und Baurekursgericht ist der Dachaufbau zu hoch. Visualisierung: PD

Manifesta 2016 wird nicht abgesagt
2016 findet in Zürich die Manifesta statt, 
die gross angelegte Veranstaltung für 
zeitgenössische Kunst, die alle zwei 
Jahre in einer anderen Stadt über die 
Bühne geht. Die SVP wollte die interna-
tional beachtete Veranstaltung wieder 
absagen, da sie doch zwei Millionen 
Franken koste, was sich die Stadt nicht 
leisten könne. Da Sparen angesagt sei, 
müsse man beim nicht wirklich Nötigen 
ansetzen. Wenn schon, sollten solche 
Kulturveranstaltungen privat und mit 
Sponsoren finanziert werden. Doch das 
Postulat von Margrit Haller und Thomas 
Monn wurde von allen anderen Parteien 
abgelehnt. Stadtpräsidentin Corine 

Mauch nannte es eine grosse Ehre für 
die Stadt, dass die Manifesta nach Zürich 
komme. Sie erwarte davon einen gros-
sen Motivationsschub für die Zürcher 
Kultur. Im Übrigen geniesse die Veran-
staltung eine breite Unterstützung; der 
Kanton unter anderem steuert 1,5 Millio-
nen Franken bei.

Politische Schwerpunkte überprüfen
«Stadt- und Quartiere gemeinsam gestal-
ten», «Kultur- und Kreativstadt» oder 
«eZürich» heissen Legislaturschwer-
punkte des Stadtrates für 2010–2014. Sa-
muel Dubno und Isabel Garcia (GLP) fin-
den, die Stadt habe schon genug Strate-
gien und solle deshalb auf diese Legisla-

turschwerpunkte verzichten. Der Stadt-
rat nahm das Postulat entgegen, nicht 
weil er sich künftig keine Ziele mehr ge-
ben will, sondern weil er die Art der Ziel-
setzung überprüfen will, auch in finan-
zieller Hinsicht. Nur Grüne und FDP 
lehnten das Postulat ab.

Ja zum Dada-Jubiläum 2016
Daniel Regli und Roland Scheck von der 
SVP möchten 2016 kein Dada-Jubiläum 
feiern und beantragten den Abbruch der 
Vorbereitungsarbeiten. Doch der übrige 
Gemeinderat lehnte ihr Postulat ab, 
seien doch die Vorbereitungen längst im 
Gang und die Feierlichkeiten genössen 
internationale Beachtung. ( jr)

Gestern im Gemeinderat

Elektrizitätswerke des Kantons Zürich
www.ekz.ch/radsport

Wettbewerb: Carbo
n-Velo

von PRICE
zu gewinn

en!

Wo Energie gefragt ist,
sind wir dabei.


